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Keine Antwort der Ministerin Nonnemacher zu Fragen beziiglich der Unterbringung
von Ukrainefliichtlingen in Privathaushalten

Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin flir Soziales, Gesundheit, Integra-
tion und Verbraucherschutz die Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Fragesteller: Wahrend der Landtagssitzung am Mittwoch, den 23. Marz
2022 wurde im Kontext einer Aktuellen Stunde zum Ukrainekrieg und diesbezuglichen
Fluchtlingen diskutiert. Im Rahmen einer Kurzintervention wurde Ministerin Nonnemacher
nach den bisherigen Regeln zur Unterbringung von Ukrainefllichtlingen in Privathaushalten
im Land Brandenburg und moglichen Unterschieden in den verschiedenen Landkreisen ge-
fragt. Ministerin Nonnemacher verweigerte allerdings jede Antwort.

1.  Gibt es aktuell fir das ganze Land Brandenburg guiltige Regelungen zur Unterbringung
der ukrainischen Kriegsfluchtlinge in Privathaushalten und zur (finanziellen) Unterstut-
zung der Privathaushalte hierbei?

a) Wenn ja, welche Regelungen sind aktuell fur das ganze Land Brandenburg gultig
und in welchem (finanziellen) Umfang werden die Privathaushalte unterstttzt?

b) Wenn nein, gibt es unterschiedliche Regelungen und (finanzielle) Unterstut-
zungsniveaus in den verschiedenen markischen Landkreisen und wenn ja, wie
sind diese konkret ausgestaltet?

2.  Welche Plane hat die Landesregierung im Hinblick auf die (finanzielle) Unterstltzung
von Privathaushalten bei der Unterbringung von ukrainischen Kriegsflichtlingen?

zu den Fragen 1 und 2: Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet. Eine spezialgesetzliche Regelung zur Unterbringung von ukraini-
schen Kriegsflichtlingen in privaten Unterkinften im Land Brandenburg besteht nicht. Viel-
mehr sind die Regelungen des Landesaufnahmegesetzes (LAufnG) einschlagig. Nach § 2
Abs. 1 LAufnG wird unter anderem die Durchfihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes
(AsylbLG) den Landkreisen und kreisfreien Stadten als Pflichtaufgabe zur Erfillung nach
Weisung ubertragen.

Die Landkreise und kreisfreien Stadte erhalten flr Personen, denen sie Leistungen nach
dem AsylbLG gewahren, pro Person eine jahrliche Pauschale im Sinne des § 14 Abs. 2
LAufnG. Diese sog. Personenjahrespauschale beinhaltet gem. § 5 Abs. 1 Landesaufnah-
megesetz-Erstattungsverordnung (LAufnGErstV) Regelleistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts einschliellich der Kosten der Unterkunft.
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Bezogen auf die Leistungen nach §§ 3, 3a des AsylbLG sind die notwendigen Bedarfe an
Ernahrung, Unterkunft und Heizung, Kleidung, Mitteln zur Gesundheitspflege, Gebrauchs-
und Verbrauchsgutern des Haushalts, Leistungen zur Deckung personlicher Bedurfnisse
des taglichen Lebens (Taschengeld) berlcksichtigt. Das Landesamt fur Soziales und Ver-
sorgung (LASV) hat mit Rundschreiben vom 14. Marz 2022 die Landkreise und kreisfreien
Stadte daruber informiert, dass seit dem 24. Februar 2022 eine landesweite, besondere
Zugangssituation gemaf § 10 Absatz 4 LAufnG i. V. m. § 12 LAufnGDV durch das Ministe-
rium far Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz (MSGIV) festgestellt
wurde. In diesem Rundschreiben enthalten sind auch Regelungen zur Kostenerstattung an
die kommunalen Aufgabentrager bei Unterbringung in privatem Wohnraum. Die Landkreise
und kreisfreien Stadte erhalten auf Grundlage dieses Rundschreibens beim Nachweis Uber
die Entstehung von Unterbringungskosten bei Unterbringung in privaten Unterkinften die
ungekirzte Jahrespauschale gemal § 14 Abs. 2 LAufnG i.V.m. § 5 Abs. 1 LAufnGErstV.
Aus dieser Pauschale kdnnen die Landkreise und kreisfreien Stadte Kosten der Unterkunft
fur in privaten Unterkinften untergebrachte Gefllichtete gewahren.

3.  Welche Regelungen zur (finanziellen) Unterstitzung der Privathaushalte bei der Un-
terbringung ukrainischer Kriegsfllichtlinge existieren aktuell auf Bundesebene und von
welchen diesbezlglichen Planen auf Bundesebene weil} die Landesregierung?

zu Frage 3: Konkrete Regelungen oder etwaige Plane auf Bundesebene zur Unterstlitzung
der Privathaushalte bei der Unterbringung ukrainischer Kriegsflichtlinge sind der Landes-
regierung nicht bekannt.

4.  Warum verweigerte Ministerin Nonnemacher jedwede Antwort auf die Frage(n) im
Sinne der Vorbemerkung?

zu Frage 4: Gemal} § 29 Absatz 4 Satz 3 der Geschaftsordnung des Landtages Branden-
burg darf die Rednerin oder der Redner mit einem Beitrag von hochstens zwei Minuten auf
eine Kurzintervention reagieren. Von diesem Recht hat Ministerin Nonnemacher keinen Ge-
brauch gemacht.
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Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz die Kleine Anfrage wie folgt:

[bookmark: Beginn_Text]Vorbemerkung der Fragesteller: Während der Landtagssitzung am Mittwoch, den 23. März 2022 wurde im Kontext einer Aktuellen Stunde zum Ukrainekrieg und diesbezüglichen Flüchtlingen diskutiert. Im Rahmen einer Kurzintervention wurde Ministerin Nonnemacher nach den bisherigen Regeln zur Unterbringung von Ukraineflüchtlingen in Privathaushalten im Land Brandenburg und möglichen Unterschieden in den verschiedenen Landkreisen gefragt. Ministerin Nonnemacher verweigerte allerdings jede Antwort.



Gibt es aktuell für das ganze Land Brandenburg gültige Regelungen zur Unterbringung der ukrainischen Kriegsflüchtlinge in Privathaushalten und zur (finanziellen) Unterstützung der Privathaushalte hierbei?

a)	Wenn ja, welche Regelungen sind aktuell für das ganze Land Brandenburg gültig und in welchem (finanziellen) Umfang werden die Privathaushalte unterstützt?

b)	Wenn nein, gibt es unterschiedliche Regelungen und (finanzielle) Unterstützungsniveaus in den verschiedenen märkischen Landkreisen und wenn ja, wie sind diese konkret ausgestaltet?



Welche Pläne hat die Landesregierung im Hinblick auf die (finanzielle) Unterstützung von Privathaushalten bei der Unterbringung von ukrainischen Kriegsflüchtlingen?



zu den Fragen 1 und 2: Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. Eine spezialgesetzliche Regelung zur Unterbringung von ukrainischen Kriegsflüchtlingen in privaten Unterkünften im Land Brandenburg besteht nicht. Vielmehr sind die Regelungen des Landesaufnahmegesetzes (LAufnG) einschlägig. Nach § 2 Abs. 1 LAufnG wird unter anderem die Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) den Landkreisen und kreisfreien Städten als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung übertragen. 



Die Landkreise und kreisfreien Städte erhalten für Personen, denen sie Leistungen nach dem AsylbLG gewähren, pro Person eine jährliche Pauschale im Sinne des § 14 Abs. 2 LAufnG. Diese sog. Personenjahrespauschale beinhaltet gem. § 5 Abs. 1 Landesaufnahmegesetz-Erstattungsverordnung (LAufnGErstV) Regelleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschließlich der Kosten der Unterkunft. 

[bookmark: _GoBack]Bezogen auf die Leistungen nach §§ 3, 3a des AsylbLG sind die notwendigen Bedarfe an Ernährung, Unterkunft und Heizung, Kleidung, Mitteln zur Gesundheitspflege, Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts, Leistungen zur Deckung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens (Taschengeld) berücksichtigt. Das Landesamt für Soziales und Versorgung (LASV) hat mit Rundschreiben vom 14. März 2022 die Landkreise und kreisfreien Städte darüber informiert, dass seit dem 24. Februar 2022 eine landesweite, besondere Zugangssituation gemäß § 10 Absatz 4 LAufnG i. V. m. § 12 LAufnGDV durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz (MSGIV) festgestellt wurde. In diesem Rundschreiben enthalten sind auch Regelungen zur Kostenerstattung an die kommunalen Aufgabenträger bei Unterbringung in privatem Wohnraum. Die Landkreise und kreisfreien Städte erhalten auf Grundlage dieses Rundschreibens beim Nachweis über die Entstehung von Unterbringungskosten bei Unterbringung in privaten Unterkünften die ungekürzte Jahrespauschale gemäß § 14 Abs. 2 LAufnG i.V.m. § 5 Abs. 1 LAufnGErstV. Aus dieser Pauschale können die Landkreise und kreisfreien Städte Kosten der Unterkunft für in privaten Unterkünften untergebrachte Geflüchtete gewähren. 



Welche Regelungen zur (finanziellen) Unterstützung der Privathaushalte bei der Unterbringung ukrainischer Kriegsflüchtlinge existieren aktuell auf Bundesebene und von welchen diesbezüglichen Plänen auf Bundesebene weiß die Landesregierung?



zu Frage 3: Konkrete Regelungen oder etwaige Pläne auf Bundesebene zur Unterstützung der Privathaushalte bei der Unterbringung ukrainischer Kriegsflüchtlinge sind der Landesregierung nicht bekannt.



Warum verweigerte Ministerin Nonnemacher jedwede Antwort auf die Frage(n) im Sinne der Vorbemerkung?



[bookmark: Ende_Text]zu Frage 4: Gemäß § 29 Absatz 4 Satz 3 der Geschäftsordnung des Landtages Brandenburg darf die Rednerin oder der Redner mit einem Beitrag von höchstens zwei Minuten auf eine Kurzintervention reagieren. Von diesem Recht hat Ministerin Nonnemacher keinen Gebrauch gemacht.
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